
Zur Unterstützung des Leiters der Justizverwaltungs­
stelle ist jetzt in jedem Bezirk der Direktor des Be­
zirksgerichts oder ein Richter verantwortlich dafür ein­
gesetzt worden, daß die Diskussion um den Familien­
gesetzentwurf ihrer großen politischen Bedeutung ge­
recht wird, daß auf die Verbindung zu den Presseor­
ganen geachtet wird, daß die notwendige Argumentation 
für einzelne Schwerpunkte ausgearbeitet und die enge 
Verbindung zum Ministerium der Justiz aufrechterhalten 
wird.

Wenn die Diskussion in den Seminaren bereits ge­
zeigt hat, daß die vorgesehene Neuregelung des Fami­

lienrechts als richtig empfunden und in ihren Grund­
sätzen begrüßt wird, so muß sie nunmehr von jedem 
Richter und Staatsanwalt, der eine Justizaussprache ge­
staltet, in die Bevölkerung ausstrahlen, muß dazu bei­
tragen, daß das Bewußtsein sich ein Stück weiterent­
wickelt und die wirtschaftlichen und politischen Auf­
gaben unseres Staates schneller gelöst werden. Die 
enge Zusammenarbeit mit den demokratischen Parteien 
und Organisationen und der Nationalen Front wird die 
Aussprachen über den Entwurf des Familiengesetzbuchs 
zu vollen Erfolgen führen.

Dr. KURT GÖRNER,;
Hauptreferent im Ministerium der Justiz

In Westdeutschland steht jetzt im Mittelpunkt der Diskussionen über die Gleichberechtigung der Frau 
der Entwurf einer Gesetzesvorlage, der vom DFD-Vorstand Westdeutschlands unterbreitet wird. Die Aus­
arbeitung eines solchen Entwurfs war notwendig, weil auch der 2. Regierungsentwurf weit davon entfernt 
ist, den Verfassungsgrundsatz der Gleichberechtigung konsequent zu verwirklichen. ßje Redaktion

Gesetzentwurf des DFD-Vorstands Westdeutschland 
über die Gleichberechtigung von Mann und Frau

' Entsprechend Art. 3 Abs. 2 in Verbindung mit 
Art. 117 des Grundgesetzes ist der Grundsatz der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau seit dem
1. April 1953 geltendes Recht. Er hat auf allen Ge­
bieten des Lebens volle Gültigkeit.

Um den im Grundgesetz garantierten Grundsatz der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau zu verwirk­
lichen, beschließt der Bundestag nachstehendes Gesetz:

I
Ehe und Familie

§ 1
Die Gleichberechtigung von Mann und Frau im 

staatlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Leben bedingt die Gleichberechtigung der Frau im 
Familienrecht.

Gesetze und Bestimmungen, die eine Beschränkung 
oder Minderung der Rechte der Frau im Familien­
recht beinhalten, sind rechtsungültig.

§ 2
1. Die Eheschließung hat für die Frau keine Ein­

schränkung oder Schmälerung ihres Rechts zur Folge.
2. In allen das eheliche Leben betreffenden An­

gelegenheiten steht den Ehegatten uneingeschränktes, 
gemeinsames Entscheidungsrecht zu.

Insbesondere soll über die Wahl des Wohnsitzes und 
der" Wohnung, über die grundsätzlichen Fragen der 
Haushaltsführung, über die Erziehung der Kinder usw. 
gemeinsam entschieden werden.

3. Beide Ehegatten sind zur gegenseitigen Ver­
tretung in allen Angelegenheiten, die die Familie und 
das gemeinsame Hauswesen betreffen, berechtigt.

§ 3
Durch die Eheschließung darf die Ehefrau nicht ge­

hindert werden, einen Beruf auszuüben oder einer 
beruflichen Ausbildung und ihrer gesellschaftlichen 
und politischen Fortbüdung nachzugehen.

§ 4
Beide Ehegatten sind berechtigt, durch Hinzufügen 

des Namens des anderen Ehegatten einen Doppelnamen 
zu tragen. >

§ 5
.1. Beide Ehegatten kommen gemeinsam für den 

Unterhalt der Familie auf.
2. Die Ehefrau kann ihren Unterhaltsanteil durch 

die Führung des gemeinsamen Haushalts oder durch 
die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit beitragen.

Besteht der Unterhaltsbeitrag der Frau in der Füh­
rung des gemeinsamen Haushalts, so hat die Ehefrau 
gegenüber dem Manne Anspruch auf einen angemesse­
nen Geldbetrag zur Bestreitung ihrer persönlichen 
Geldausgaben. Die Höhe dieses Geldbetrages richtet 
sich nach den Verhältnissen, in denen die Ehegatten 
leben.

§ 6
1. Das von den Ehepartnern in die Ehe eingebrachte 

Gut bleibt Eigentum der einzelnen Ehepartner. Es 
unterliegt während der Dauer der Ehegemeinschaft 
der gemeinsamen Verwaltung und Nutznießung.

2. Das während der Ehegemeinschaft erworbene Ver­
mögen wird von beiden Ehepartnern gemeinsam ver­
waltet.

3. Beide Ehegatten haben Anspruch auf jeweils die 
Hälfte des während der Ehegemeinschaft erworbenen 
Zugewinns.

4. Diese Regelung güt auch für alle bereits be­
stehenden Ehen.

§ 7
1. Der Begriff „elterliche Gewalt“, in dem die Rechte 

und Pflichten gegenüber dem Kind zusammengefaßt 
wurden, wird ersetzt durch den Begriff „elterliche 
Sorge“.

2. Die elterliche Sorge für das Kind, die das Recht 
und die Pflichten umfaßt, das Kind zu betreuen, für 
seine Gesundheit zu sorgen, das Kind zu einem selb­
ständigen und verantwortungsbewußten Bürger zu er­
ziehen, der seine Heimat liebt und sich für den 
Frieden, die Demokratie und Völkerfreundschaft ein­
setzt, dem Kind eine Berufsausbildung zu geben, die 
seinen Fähigkeiten entspricht und es auf eine gesell­
schaftlich nützliche Tätigkeit vorbereitet, das Ver­
mögen des Kindes zu seinem Besten zu verwalten und 
das Kind in allen Rechtsangelegenheiten zu vertreten, 
wird von beiden Elternteilen gemeinsam ausgeübt.

§ 8
Die elterliche Sorge der Frau für ihre Kinder aus 

früheren Ehen erlischt nicht bei ihrer Wiederver­
heiratung.

§ 9
1. Die nichtehelichen Kinder sind den ehelichen 

Kindern vollkommen gleichzustellen.
2. Der Mutter eines nichtehelichen Kindes stehen die 

vollen elterlichen Rechte zu, die nicht durch Einsetzung 
eines Vormundes geschmälert werden dürfen, es sei 
denn, die Einsetzung eines Vormundes liegt im Inter­
esse des Kindes.

3. Zur Regelung der Ansprüche gegen den Kindes­
vater sollen die unteren Verwaltungsbehörden nur 
noch als Beistand der Mutter tätig werden.

4. Der Unterhalt, den das nichteheliche Kind zu be­
anspruchen hat, richtet sich nach der wirtschaftlichen 
Lage beider Eltemteile.

II
Die Frau im beruflichen Leben

§ 10
Das Recht der Frau auf Arbeit wird garantiert. 

Dieses Recht darf auch dann nicht eingeschränkt wer­
den, wenn beide Ehegatten beruflich tätig sind.
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